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Mann und Frau» verabschieden. Der Bun-
desrat lehnt die Volksinitiative ab und will
ihr einen eigenen Vorschlag gegenüber-
stellen, der sich an den Entwurf für die
neue Bundesverfassung anlehnt.

/cb habe e/'nen sehr hoben Pre/'s bezah/f,
um Po//7/'k machen zu können, /cb b/'n zu
wen/'g zuhause, und wenn schon, dann
habe /'cb nur noch Ze/7 für d/'e K/'nder. Der
Mann mussfe /ahre/ang zurückstehen. L/nd
zwar n/'chf nur persön//'ch, sondern auch /'n

se/'ner beruf/fchen Karr/'ere a/s Psycho-
fherapeuf. Da /'st es nur norma/, dass /efzf
/'cb e/'ne Ze/'t/ang zurückstecke.

/cb habe es satt, e/'ne A//'b/7/-au zu se/'n.
Me/'ne Erfahrung (dass s/'ch Pam/7/'e und
Par/amenf scb/ecbf vertragen, d/'e Red.J /"st

s/'cher für v/'e/e /'unge Frauen enttäuschend,
/cb habe auch se/7 me/'nem flücktr/'ff v/'e/e
vorwur/svo//e ßr/'e/e gerade von Frauen
aus bürger//'cben Kre/'sen erha/ten. Aber
v/'e//e/'cbf — und darauf hoffe /'cb — g/'bf
me/'n Fa// auch den Ansfoss für d/'e nöf/'gen
A/euerungen be/'sp/'e/swe/'se (e/'n Par/amen-
far/'erbaus m/7 Kr/'ppe und K/'nde/TnädchenJ.
Auf Po//'f/'k werde /'ch n/'chf verz/'cbfen: /'m

Wa///s, /'m Kanton, b/e/'be /'ch we/'fer akf/'v.

Gabr/'e//e /Vanchen
/'n e/'nem «ßrückenbauer»-/nferv/'ew

Neuer Anlauf für
die «Fristenlösung»?
Eine vorberatende Kommission des Natio-
nalrats hat Mitte Oktober zwei Varianten
für den Schwangerschaftsabbruch in der
Schweiz vorgelegt. Eine Minderheit (7 Stirn-
men) will die Kantone ermächtigen, einen

Schwangerschaftsabbruch in den ersten
zwölf Wochen zu legalisieren (Fristenlö-
sung). Die Mehrheit der Kommission (8
Stimmen, Enthaltungen) will nur die so-
zialmedizinische Lösung tolerieren, einen
Schwangerschaftsabbruch also weiterhin
nur gestatten, wenn für Leben oder Ge-
sundheit der Schwangeren eine ernstliche
Gefahr besteht.

Das heute geltende Recht wird in der
Schweiz sehr unterschiedlich, also unge-
recht praktiziert. Es gibt Kantone, Spitäler,
Ärzte, die praktisch jeden Abbruch ableh-
nen, es gibt andere, wo Eingriffe je nach-
dem und mit unterschiedlichen Konditio-
nen vorgenommen werden. In jedem Fall
muss die Frau, die sich zum Abbruch der
Schwangerschaft entschlossen hat, den
Gang zu einem zweiten Arzt tun, der sie
mit einem psychiatrischen Gutachten als
«Notfall» klassiert. Vor allem diese Vor-
schritt wird vehement kritisiert; sie zwingt
viele in ihrer Situation ohnehin belastete
Frauen zu entwürdigendem «Theaterspie-
len», und ausserdem scheitert das Proze-
dere oft auch an den finanziellen Möglich-
keifen der Frau, die dann verfehmte, le-
bensgefährdende Schritte tut — auch 1979.
In den letzten Jahren wurde auch in der
Schweiz immer lauter mehr Straffreiheit für
den Schwangerschaftsabbruch in den er-
sten zwölf Wochen gefordert. Die Volksin-
itiative für die Fristenlösung wurde 1977
knapp abgelehnt. Sehr deutlich nein sagten
die Schweizer ein Jahr später aber auch zu
einem vom Bundesrat ausgearbeiteten Ge-
setz, das zum Teil mehr, zum Teil aber
auch weniger Freiheit gebracht hätte. In
der Folge reichten vier Parlamentarier und
vier Kantone Initiativen ein, die in dieser
Frage die Zuständigkeit der Kantone for-
dem.
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Gegen eine kantonale Lösung wird geltend
gemacht, das Strafgesetzbuch gelte ein-
heitlich für die ganze Schweiz. Für die fö-
deralistische Lösung spricht die Tatsache,
dass in diesem Bereich tatsächlich funda-
mentale Meinungsverschiedenheiten beste-
hen.

Zwei Varianten
Die vorberatende nationalrätliche Kommis-
sion hat nun also zwei Varianten vorgelegt:
0 Eine knappe Mehrheit hält zwar an einer
einheitlichen Bundeslösung fest, will aber
eine liberalere Praxis einführen. Danach
wäre der Schwangerschaftsabbruch er-
laubt, «wenn er ausgeführt wird, um eine
ernste Gefahr für das Leben oder die Ge-
sundheit der Schwangeren abzuwenden».
Eine solche Gefahr würde angenommen,
«wenn die Austragung der Schwanger-
schaft oder die infolge der Geburt des Kin-
des zu erwartenden Lebensverhältnisse mit
grosser Wahrscheinlichkeit zu einer schwe-
ren und langdauernden Beeinträchtigung
der körperlichen, seelischen oder geistigen
Gesundheit der Schwangeren führen wür-
den». Für die Beurteilung der Gesundheit
«werden auch die Fälle schwerer, nicht
anders abwendbarer sozialer Not berück-
sichtigt. Besser als heute wäre diese Lö-
sung, weil auch die Lebensverhältnisse
nach der Geburt sowie soziale Not mitbe-
rücksichtigt werden könnten (müssten).
Wesentlich ist zudem, dass /ce/'n zwe/'fes
Gufac/rfen mehr gefordert würde.
# Diese Lösung für die ganze Schweiz
wird auch von der Kommissionsminderheit
unterstützt. Zusätzlich will sie jedoch den
Kantonen das Recht einräumen, die Fri-
stenlösung einzuführen.
Die Vorschläge der Kommission liegen nun
zur Stellungnahme beim Bundesrat.

Kritik am »Bericht über die Lage
der Familie in der Schweiz»
Der Ende 1978 erschienene «Bericht über
die Lage der Familie in der Schweiz» hat
vielerorts keine Zustimmung gefunden.
Kompetente Kritik übt nun das vor einem
Jahr gebildete Forschungskomitee «So-
ziologie der Familie und der Geschlechter-
rollen» der Schweizerischen Gesellschaft
für Soziologie. Die Stellungnahme wurde in
der Oktobernummer der vom Bundesamt
für Kulturpflege herausgegebenen Publi-
kation «F - Frauenfragen» publiziert; wir
drucken einen aus Platzgründen massiv
gekürzten Auszug:
Das Forschungskomitee begrüsst es, dass
überhaupt ein «Bericht über die Lage der
Familie in der Schweiz» erstellt worden
ist. Nach eingehender Prüfung und Diskus-
sion des vorliegenden Berichts ist es je-
doch zum Schluss gekommen, dass dieser
eine Reihe derart schwerwiegender Mängel
aufweist, dass er seinem eigenen, im Titel
ausgedrückten Anspruch nicht gerecht
wird. Die wichtigsten Punkte der Kritik
seien hier kurz zusammengefasst:
— Der Bericht geht von einem engen und

fachlich naiven Familienbegriff aus.
— Ein Konzept der Beschreibung ist nicht

vorhanden, ausschlaggebend für die
Wahl der zusammengestellten Informa-
tionen scheint lediglich ihre Greifbarkeit
innerhalb der Bundesverwaltung gewe-
sen zu sein.

— Aus diesem Grund wird das im Bericht
gezeichnete Bild «der Familie in der
Schweiz» einseitig, unsystematisch,
verzerrt und unvollständig.

— Anstelle eines systematischen Darstel-
lungskonzepts lässt der Bericht eine
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